
gründung vom Antrag des Staatsanwalts ab. Die Aus­
wirkungen der „Rabattrechtsprechung“ waren der Ab­
teilung II zwar bekannt, aber es wurden keine Ausein­
andersetzungen mit dem Bezirksgericht geführt.

Über die Arbeit mit dem StEG hatte die Abtei­
lung II zur Zeit der Revision keine Übersicht. Daß 
große Unklarheiten bestehen, beweisen einige Urteile 
des Kreisgerichts Halberstadt. Irrt Verfahren K II 
W 15/58 z. B. wurde der Angeklagte wegen Diebstahls 
zu einem Monat Gefängnis bedingt verurteilt, obwohl 
er zwei Wochen vorher gleichfalls wegen Diebstahls 
drei Monate Gefängnis erhalten hatte. Unklarheiten 
im gesamten Bezirk bestehen auch hinsichtlich der 
Einstellung durch den Staatsanwalt nach §§ 8 und 9 
StEG. Diese Probleme haben die Mitarbeiter der Ab­
teilung nicht richtig erkannt und demzufolge auch 
keine Maßnahmen zur Beseitigung der Fehler ge­
troffen.

Die Bekämpfung der Jugendkriminalität ist in der 
Abteilung Ressortangelegenheit des Jugendstaats­
anwalts. Die Arbeitstagung der Jugendstaatsanwälte, 
die im September 1957 bei der Obersten Staatsanwalt­
schaft stattfand, wurde in der Abteilung noch nicht 
ausgewertet. Eine Analyse der Jugendkriminalität im 
Bezirk hat der Jugendstaatsanwalt erst im Februar 
angefertigt; sie soll nunmehr beraten werden. Bei 
einer solchen Arbeitsweise erhielten natürlich nur die 
Kreisstaatsanwälte eine Anleitung, die der Jugend­
staatsanwalt direkt aufsuchte. In den anderen Kreisen 
wurde die fehlerhafte Strafpolitik mit Überbetonung 
der Erziehungsmaßnahmen fortgesetzt.

Es fehlt auch in Arbeitsschutzverfahren an einer 
prinzipiellen Anleitung durch die Abteilung II, ob­
wohl der Abteilungsleiter und ein weiterer Staats­
anwalt Mitglieder des Arbeitsschutzbeirates der Ober­
sten Staatsanwaltschaft sind. Die kürzlich angefer­
tigte Analyse der Arbeitsschutzverfahren enthält fast 
keine Einschätzung der Strafpolitik.

In der Tätigkeit der Abteilung IV, in der Mitwir­
kung in Zivilverfahren, spiegelt sich bis heute un­
genügend die Linie des 30. Plenums des Zentralkomi­
tees der SED wider, eine streng parteiliche und aktive 
Aufsicht über die Zivilrechtsprechung zum Schutz und 
zur Entwicklung des gesellschaftlichen Eigentums zu 
entfalten. Die Abteilung IV läßt es sogar zu, daß in 
den Entscheidungen des Volkseigentumssenats des 
Bezirksgerichts eine gewisse Stimmung gegen Rechts­
träger gesellschaftlichen Eigentums und gegen Organe 
des Arbeiter-und-Bauern-Staates erzeugt wird.

So wird z. B. im Rechtsstreit 2 OV 36/57, in dem 
eine LPG gegen eine kapitalistische Baugenossenschaft 
auf Schadensersatz aus einem Bauleistungsvertrag 
klagt, der LPG im Urteil geraten, sich an die „wirk­
lich Schuldigen“ zu halten (das sind alles volkseigene 
Betriebe). Der LPG wird ferner empfohlen, gegen das 
Ministerium für Land- und Forstwirtschaft eine (un­
zulässige) Staatshaftungsklage zu erheben! — In einem 
Rechtsstreit, den der VEB Starkstrom-Anlagenbau 
führte, haben weder Staatsanwalt noch Gericht ge­
prüft, ob der den VEB schädigende Vertrag mit einer 
vertretungsberechtigten Person des VEB abgeschlossen 
wurde. Statt dessen wird im Urteil gegen den VEB 
Stimmung gemacht wegen angeblich von diesem be­
gangener Preisüberschreitungen.

Die Qualität der Anleitung der Kreisstaatsanwälte 
durch Instrukteure wird, von wenigen Ausnahmen ab­
gesehen, den Anforderungen nicht gerecht. In der 
Mehrzahl der Einsätze wurden im wesentlichen nur 
Empfehlungen gegeben, an bestimmten Verfahren mit­
zuwirken. Wie unzulänglich gerade die politisch-fach­
liche Kontrolle und Anleitung der Arbeit der Kreis­
staatsanwälte vorgenommen wird, zeigen anschaulich 
folgende Sätze aus Instrukteunberichten: „Besondere 
Schwerpunkte bestehen nach Angaben des Kreisstaats­
anwalts nicht“; „Über die Arbeit des Kreisstaats­
anwalts ist zu sagen, daß die Register gut geführt 
werden und daß in allen CV-Sachen mitgewirkt wird“. 
Bei derartig formaler Instrukteurtätigkeit werden 
selbstverständlich politisch-fachliche Mängel nicht er­
kannt.

Welche Auswirkungen die unzulängliche politisch- 
fachliche Anleitung im einzelnen hat, zeigt folgendes

Beispiel aus dem Kreis Wolmirstedt: In einem Rechts­
streit der Evangelischen Kirche gegen eine LPG erging 
ein Zahlungsbefehl wegen rückständiger Pacht. Statt 
das Gericht auf die VO vom 20. Januar 1955 hinzuwei­
sen, nach der der Rat des Kreises in das Pachtverhältnis 
eingetreten und die LPG daher nicht passiv legimitiert - 
ist, statt weiter darauf hinzuweisen, daß der Pacht­
zins um etwa 300% überhöht ist und insoweit gar kein . 
Anspruch wegen § 134 BGB besteht, heißt es im 
Schriftsatz des Kreisstaatsanwalts: „Deshalb ist die 
LPG gesetzlich verpflichtet, den Pachtzins an die 
Kirchengemeinde zu entrichten. Bedauerlich ist es, daß 
vom Rat des Kreises versäumt wurde, der LPG den 
Hinweis zu geben, den Pachtacker zu kündigen, um 
dann evtl, durch das Pachtschutzamt zu einem niedri­
geren Pachtsatz zu kommen.“

Worauf sind diese politisch-ideologischen Mängel in 
der Arbeit im wesentlichen zurückzuführen?

Die kollektive Arbeit ist in den Abteilungen völlig 
ungenügend entwickelt. Die Ergebnisse der staats- 
anwaltschaftlichen Tätigkeit auf den einzelnen Ge­
bieten werden nicht ständig eingeschätzt, so daß kein 
Überblick über den Stand der Arbeit in den Kreisen 
besteht. Die Arbeitspläne werden deshalb losgelöst von 
der realen Lage aufgestellt. So stellte sich z. B. die 
Abteilung I im dritten Quartal 1957 noch die Aufgabe, 
durch die Rechtsmittelpraxis eine einheitliche Recht­
sprechung zu gewährleisten, wobei es vor allem gelte, 
Überspitzungen zu vermeiden.

Dienstbesprechungen in den Abteilungen finden in 
viel zu großen Abständen statt. Sie werden oft nicht 
vorbereitet — die Tagesordnung wird vielfach erst am 
Beginn der Besprechung bekanntgegeben —, und sie 
werden nicht dazu benutzt, das politisch-ideologische 
Niveau der Genossen zu heben.

Ähnliche Mängel weist die Arbeit der Behördenlei­
tung und das Leitungskollektiv der Bezirksstaats­
anwaltschaft auf. Die Abteilungsleiter werden vom 
Bezirksstaatsanwalt nicht in die Leitung der Behörde 
einbezogen; er stellt zu wenig Forderungen an die 
Abteilungsleiter. In den Abteilungsleiterbesprechun­
gen, in denen durch kollektive Beratung die grund­
sätzlichen Fragen der staatsanwaltschaftlichen Arbeit 
zu klären sind, wird die Arbeit nicht gründlich ein­
geschätzt. Erst seit dem ersten Quartal 1958 sind An­
fänge in dieser Richtung vorhanden, wobei- jedoch 
noch der Mangel besteht, daß die -von den Abteilungen 
gegebenen Berichte nicht .vorher im Kollektiv der 
Abteilung beraten worden sind (z. B. Arbeitsschutz­
analyse).

Von den Abteilungsleiterbesprechungen geht nicht 
immer eine politisch richtige Orientierung aus. Dies 
zeigte sich z. B. bei der Auswertung des 30. Plenums 
des Zentralkomitees der SED. In der Besprechung vom
21. Februar 1957 wurde nur festgestellt, daß die Kreis­
staatsanwälte schon Anfang Februar auf den dezen­
tralen Dienstbesprechungen eine Orientierung erhalten 
hätten. Das Protokoll der dezentralen Dienstbespre­
chung vom 5. Februar 1957 zeigt jedoch, daß das 
30. Plenum überhaupt nicht verstanden wurde und 
daß die Diskussion mit dem Ergebnis endete, die 
Staatsanwaltschaft habe keine Fehler gemacht und die 
bisherige Strafpolitik sei richtig gewesen. In der Ab- 
teilunigsleiterbesprechung hat man sich mit diesen 
falschen Auffassungen nicht auseinandergesetzt. Erst 
der Bezirksstaatsanwalt hat in der zentralen Dienst­
besprechung am 21. März 1957 eine richtige Auswer­
tung des 30. Plenums vorgenommen. Allerdings hat er 
es zugelassen, daß die Dinge zerredet wurden, und 
teilweise falsche Auffassungen in der Diskussion un­
widersprochen hingenomnjen — ein Mangel, der auch 
in anderen Dienstbesprechungen aufgetreten ist.

Dienstbesprechungen mit allen bei der Bezirks­
staatsanwaltschaft tätigen Staatsanwälten finden nicht 
statt. Die in den Abteilungen tätigen Genossen sind 
ajso über die vor der Staatsanwaltschaft stehenden 
Aufgaben insgesamt nicht informiert und können des­
halb auch nicht als Kollektiv helfen, diese Aufgaben 
zu lösen. An den Dienstbesprechungen in den Abtei­
lungen nehmen der Bezirksstaatsanwalt und sein Ver­
treter nur unzulänglich teil, z. B. im Jahre 1957 nur 
einmal oder zweimal in jeder Abteilung. Sie haben
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